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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr, 5753.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen 
des I. Jerichowſchen Kreiſes, im Regierungsbezirk Magdeburg, zum Betrage 
von 18,500 Thalern. Vom 5. Auguſt 1863. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ac. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des I. Jerichowſchen Kreiſes, im Regie⸗ 
rungsbezirk Magdeburg, auf dem Kreistage vom 12. Dezember 1862, beſchloſſen 
worden, die zur Ausfuͤhrung der vom Kreiſe uͤbernommenen Chauſſeebauten, 
außer der durch das Privilegium vom 17. Mai 1858. (Geſetz⸗Samml. 
Nr. 4898. fuͤr 1858. Seite 288. und 289.) genehmigten Anleihe von 166,000 
Thalern, noch erforderlichen Geldmittel im Wege einer ferneren Anleihe zu be⸗ 
ſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: zu dieſem 
Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der 
Glaͤubiger unkuͤndbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
18,500 Thalern ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der 
Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit 
des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen 
— Betrage von 18,500 Thalern, in Buchſtaben: Achtzehn Tauſend fuͤnf⸗ 
undert Thalern, welche in Einer Emiſſion in Apoints zu 100 Thalern nach 
un anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit vier 
und einem halben Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu 
beſtimmenden Folgeordnung jährlich vom 1. April 1865. ab innerhalb eines Zeit⸗ 
raums von 36 Jahren nach dem genehmigten Amortiſationsplane zu tilgen find, 
durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der 
rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die dar⸗ 
aus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen 
zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 


Das vorſtehende au Unit welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
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Ausgegeben zu Berlin den 24. September 1863. 
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eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch die 
Gefeg-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Infiegel. 


Gegeben Bad Gaſtein, den 5. Auguſt 1863. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


provinz Sachſen, Kegierungsbezirk Magdeburg. 


Obligation 
des Erſten Jerichowſchen Kreiſes, 


zweite Serie, 


über 100 Thaler Preuß iſch Kurant. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Kreiſes Jerichow I. be⸗ 
kennt auf Grund des mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom enn 
beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluſſes vom 12. Dezember 1862. wegen Aufnahme einer 
Schuld von 18,500 Thalern ſich Namens des Kreiſes durch dieſe, fuͤr jeden In⸗ 
haber gültige, Seitens des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld 
von 100 Thalern Preußiſch Kurant, welche fuͤr den Kreis kontrahirt worden 
und mit vier und einem halben Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 
Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 18,500 Thalern geſchieht vom 
1. April 1865. ab allmalig innerhalb eines Zeitraums von ſechs und dreißig 
Jahren aus einem zu dieſem Behuf gebildeten Tilgungsfonds nach Maaßgabe 
des genehmigten Tilgungsplans. Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuld- 
verſchreibungen wird durch das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt in dem 
Monat Dezember jedes vorhergehenden Jahres, die Zahlung der ausgelooſten 
Beträge am 1. April u. ſ. f. — Die ausgelooſten Schuldverſchreibungen wer? 
den unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie unter 
Erinnerung an den Ruͤckzahlungstermin oͤffentlich bekannt gemacht. Dieſe Be⸗ 
kanntmachung erfolgt drei, zwei und Einen Monat vor dem Aa e in 
em 


BB. 


dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Magdeburg und im Staats⸗ 
nzeiger. a a 
Der Kreis iſt berechtigt, die Amortiſationsmittel zu verſtaͤrken und die 
Tilgung der Schuld auch früher zu bewirken. Bis zu dem Tage, wo das 
Kapital zurückzuzahlen iſt, wird es in halbjährlichen Terminen, am 1. April 
und am 1. Oktober, von heute an gerechnet, mit vier und einem halben Prozent 
jaͤhrlich verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis ⸗Chauſſeebaukaſſe in Loburg, und ea auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. Mit der zur Empfangnahme 
des Kapitals präjentirten Schuldverſchreibung find auch die dazu gehörigen 
Zinskupons der fpäteren Faͤlligkeitstermine zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden 
Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 8 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjähren zu Gunſten des Kreiſes. Das Aufgebot und 
die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuldverſchreibungen erfolgt nach 
Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts- Ordnung Th. I. Tit. 51. §. 120. seq. 
bei dem Koͤniglichen Kreisgerichte in Burg. f 

Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrun sfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind zehn halbjaͤhrige Zinskupons bis 
0 Schluſſe des Jahres 186. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
upons auf fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben. f f 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Chauſſee⸗ 
Baukaſfe zu Loburg gegen Ablieferung des der alteren. Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons, wenn nicht der Inhaber der Obligation Widerſpruch da⸗ 
gegen erhoben hat. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung 
der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. f 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 

Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 

Loburg, dendnwꝰwnWV—D—“œ“ꝛn 186. 


Die ftändifche Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
1. Jerichowſchen Kreiſe. 
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ei 


provinz Sachſen, Xegierungsbezirk Magdeburg. 


Serie Zins⸗ Kupon a, 
zu der 
Kreis⸗Obligation des I. Jerichowſchen Kreiſes 
(II. Serie) 
Litir e 


uͤber Einhundert Thaler Preuß iſch Kurant. 


Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe am 
pl S. C 1 186. und ſpaͤterhin bei der Kreis-Chauſſeebaukaſſe in Lo⸗ 
burg an halbjaͤhrlichen Zinſen 


zwei Thaler ſieben Silbergroſchen ſechs Pfennige. 


Die innerhalb vier Jahren nach der Faͤlligkeit, vom Schluß des be⸗ 
treffenden Halbjahrs gerechnet, nicht abgehobenen Zinſen verfallen der Chauſſee⸗ 
baukaſſe. Geſetz vom 31. Maͤrz 1838. H. 2. Nr. 5. (Geſetz⸗Samml. S. 249.) 


Loburg, den n 186. 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im I. Jerichow⸗ 
ſchen Kreiſe. 


Pro⸗ 
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Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 
Ea n 


zur 


Obligation des J. Jerichowſchen Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des I. Jerichowſchen Kreiſes 


Littr.. ME über Einhundert Thaler à 43 Prozent Zinfen 


die te. Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18... bei der Kreis⸗ 
Chauſſeebaukaſſe zu Loburg nach Maaßgabe der diesfälligen in der Obligation 
enthaltenen Beſtimmungen. 0 


Loburg, den ea 186. 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im J. Jerichow⸗ 
ſchen Kreiſe. 


(Nr. 57535754.) (Nr. 5754.) 


(Nr. 5754.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 21. Auguſt 1863., betreffend die Verleihung der fiska— 
liſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Kreis-Chauſſee 
von Roſenberg nach Guttentag, im Regierungsbezirk Oppeln, an die Kreiſe 

Roſenberg und Lublinitz. 
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Massen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis⸗ 
Chauſſee von Roſenberg nach Guttentag, im Regierungsbezirk Oppeln, genehmigt 
habe, verleihe Ich hierdurch den Kreiſen Roſenberg und Lublinitz, und zwar einem 
jeden fuͤr die in den betreffenden Kreis fallende Strecke der Straße, das Expropria⸗ 
tionsrecht fuͤr die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht 
gur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe 
er fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe 
Straße. Zugleich will Ich den gedachten Kreiſen gegen Uebernahme der kuͤnf— 
tigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Ehauſſeen jedesmal 
geltenden Chauffeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beftim- 
mungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats-Chauſſeen 
von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem 
Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen 
der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Baden⸗Baden, den 21. Auguſt 1863. 


Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 5755.) 
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(Nr. 5755.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. September 1863., betreffend die Genehmigung er⸗ 
gaͤnzender Beſtimmungen zu dem Revidirten Reglement fuͤr die Weſtphaͤ⸗ 
liſche Provinzial-Feuerſozietaͤt vom 26. September 1859. 


A. Ihren Bericht vom 17. Auguſt d. J. will Ich im Anſchluß an Meinen 
Erlaß vom 2. März d. J. (Geſetz⸗Samml. S. 126.) wegen Erweiterung und 
Abänderung des Revidirten Reglements für die Weſtphaͤliſche Provinzial-Feuer⸗ 
ſozietaͤt vom 26. September 1859. (Geſetz⸗Samml. 1859. S. 477.) und die 
durch den Erlaß vom 16. Dezember 1861. (Geſetz⸗Samml. für 1861. S. 882.) 
genehmigten Zuſaͤtze den anliegenden ergänzenden Beſtimmungen hierdurch Meine 
Genehmigung ertheilen. i 

Gegenwaͤrtiger Erlaß und feine Anlage find durch die Geſetz- Sammlung 
zu publiziren. 5 


Berlin, den 2. September 1863. 
Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. . 


Ergänzende Beſtimmungen 
zu dem 


Reglement der Weſtphäliſchen Provinzial-Feuerſozietät vom 26. 
September 1859. (Geſetz⸗Samml. 1859. S. 477). 


8 
Das Rechnungsjahr der Sozietät beginnt, vom Jahre 1863. einſchließlich 
ab, mit dem 1. Juli, und endigt mit dem 30. Juni. Mit denſelben Terminen 
beginnen und endigen alle Verſicherungsperioden. Bei Verſicherungen, welche 
im Laufe des Rechnungsjahres anfangen, wird der ein-, fuͤnf- oder zehnjaͤhrige 
urnus vom naͤchſten 1. Juli an gerechnet. 
Die in den HH. 13. bis 17. und 62. des Reglements beſtimmten Friſten 
werden abgeaͤndert, wie folgt: 
an Stelle des 1. Januar tritt der 1. Juli, 
an Stelle des 25. Dezember tritt der 24. Juni, 
an Stelle des 1. Oktober tritt der 1. April, 
an Stelle des 1. Dezember tritt der 1. Juni. 
(Nr. 5755.) Für 
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Für alle zur Zeit nach dem Kalenderjahre laufenden und demgemaͤß mit 
dem 31. Dezember endigenden beziehungsweiſe kuͤndbaren Verſicherungen wird 
der Ablaufs⸗ beziehungsweiſe Kuͤndigungstermin auf den 30. Juni deſſelben 
Jahres verlegt. Fuͤr das gegenwaͤrtige Jahr bleibt jedoch den Verſicherten 
noch die Befugniß vorbehalten, den freiwilligen Austritt aus der Sozietät ge: 
maͤß . 17. des Reglements bis zum 1. Oktober d. J. mit der Wirkung an⸗ 
zumelden, daß der Austritt am 1. Januar kuͤnftigen Jahres erfolgt. 


H. 2. 


Um die Verſicherten auch bei vorkommenden großen Brandunfaͤllen vor 
Nachzahlungen zu bewahren, ſoll ein Reſervefonds bis zur Hoͤhe von 300,000 
Thalern gebildet, und von jedem jetzigen und kuͤnftigen Sozietaͤtsmitgliede 
dazu einmal die Hälfte feiner ordentlichen Jahresbeitraͤge beigeſteuert werden. 
Ueber die Art deren Erhebung beſtimmt die provinzialſtaͤndiſche Kommiſſion 
(Allerhoͤchſter Erlaß vom 16. Dezember 1861., Geſetz-Samml. S. 882.). 

Dem Reſervefonds fließen alle aus der Verwaltung der Sozietät ver: 
bleibenden Einnahme⸗Ueberſchuͤſſe zu, bis er die oben beſtimmte Höhe erreicht 
hat. Weitere Ueberſchuͤſſe ſollen nach Beſtimmung des Provinziallandtages 
den Verſicherten zuruͤckgewaͤhrt, oder ſonſt im Intereſſe der Sozietaͤt ver⸗ 
wendet werden. Der Reſervefonds iſt Eigenthum der Sozietaͤt; das ein⸗ 
zelne Mitglied hat daran keinen Anſpruch und iſt auch nicht berechtigt, auf 
Theilung deſſelben zu klagen. Jedes Mitglied kann den von ihm zum Reſerve⸗ 
fonds geleiſteten Beitrag bei feinem Ausſcheiden aus der Sozietät zuruͤcker⸗ 
ſtattet verlangen. Dieſe Erſtattung erfolgt jedoch, ſofern nach Ausweis des dem 
Austritte vorangegangenen Jahresabſchluſſes der urſpruͤngliche Beſtand des 
Reſervefonds durch die daraus zur Deckung von Brandentſchaͤdigungen ge— 
leiſteten Zuſchuͤſſe vermindert ſein ſollte, nur nach Verhaͤltniß der urſpruͤnglichen 
Beſtandsſumme des Fonds zu dem alsdann vorhandenen wirklichen Beſtande. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


